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Der Bundesminister für Bonn, den 19. November 1971 

Wirtschaft und Finanzen 
W/IV C 1 - 02 77 02 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Lage in der Textilindustrie 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schwerer, Bieche- 
le, Pfeifer, Ott, Dr. Miltner, Röhner, Dr. Jenninger, 
Dr. Gölter und Genossen 
- Drucksache VI/2793 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


In seinen Ausführungen auf dem 11. Gewerkschaftstag der 
IG Textil-Bekleidung am 7. Oktober 1971 in Dortmund hat 
Staatssekretär Rosenthal der deutschen Textilindustrie nicht an- 
geraten, durch „weitere Schrumpfung zu gesunden'". Vielmehr 
hat er die Auffassung vertreten, daß die deutsche Textil- 
industrie ein typisches Beispiel für eine Gesundung durch 
Strukturwandel und Anpassung an veränderte Technologien 
und Marktverhältnisse ist. Die Textilindustrie wurde insbe- 
sondere durch das rasche Vordringen synthetischer Spinnstoffe 
einem nachhaltigen strukturellen Wandlungsprozeß unterwor- 
fen. Dieser Prozeß, der durch die wechselhaften modischen 
Einflüsse und einen relativ hohen Grad von internationalem 
Wettbewerb verstärkt wird, hat erhebliche Anforderungen an 
die Flexibilität dieses Wirtschaftszweiges gestellt. Dieser Her- 
ausforderung hat sich die deutsche Textilindustrie mit bemer- 
kenswertem Erfolg gewachsen gezeigt. Angesichts der begrenz- 
ten Steigerung des Textilverbrauchs waren die notwendigen 
Bemühungen zur Steigerung der Produktivität trotz steigender 
Produktion allerdings mit einer gewissen Rückläufigkeit der 
Beschäftigtenzahl verbunden, die sich jedoch ohne größere 
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soziale Spannungen vollzogen hat. Auch gegenwärtig sind be- 
sorgniserregende Anzeichen einer Gefährdung der Arbeits- 
plätze in der Tentilindustrie nicht erkennbar. 

Zu den einzelnen Fragen nehme ich wie folgt Stellung: 


1. Deutet diese Äußerung darauf hin, daß die Bundesregierung 
die Absicht hat, mit ihrer Außenhandels- und da vor allem 
mit der Osthandelspolitik den gewünschten Schruuipfungs- 
prozeß in der Textilindustrie durch verstärkte Einfuhren zu 
beschleunigen? 

Die Bundesregierung verkennt durchaus nicht, daß die Außen- 
handelspolitik den Strukturwandel einzelner Industriezweige in 
unterschiedlichem Maße beeinflußt. Die ständige Anpassung an 
veränderte Marktverhältnisse und die Anwendung neuer Pro- 
duktionsmethoden sind jedoch eine Voraussetzung für die Er- 
haltung der Wettbewerbsfähigkeit und Sicherung der Arbeits- 
plätze in der Textilindustrie. 

Was speziell die Einfuhrpolitik gegenüber den osteuropäischen 
Staatshandelsländern anbelangt, so hat die Bundesregierung 
den besonderen Problemen der Textil- und Bekleidungsindustrie 
soweit als möglich Rechnung getragen. Dies geht schon daraus 
hervor, daß im Zuge der Einfuhrliberalisierung gegenüber ost- 
europäischen Ländern inzwischen über 80 Vo der statistischen 
Warenpositionen im gewerblichen Bereich insgesamt von men- 
genmäßigen Beschränkungen befreit wurden, während der Tex- 
til- und Bekleidungssektor noch zum überwiegenden Teil einer 
Einfuhrkontingentierung unterliegt. Die Bundesregierung hat 
sich auch im Zusammenhang mit den Liberalisierungszusagen, 
die in den langfristigen Wirtschaftsabkommen mit den osteuro- 
päischen Ländern enthalten sind, das Recht Vorbehalten, men- 
genmäßige Beschränkungen auch über die Laufzeit dieser Ab- 
kommen hinaus aufrechtzuerhalten; dies geschah nicht zuletzt 
mit Rücksicht auf die Textil- und Bekleidungsindustrie. 

In den Wirtschaftsverhandlungen mit den osteuropäischen Län- 
dern hat sich die Bundesregierung außerdem stets dafür ein- 
gesetzt, daß diese Länder auch ihre Bezüge auf dem Textil- und 
Bekleidungssektor erhöhen. Diese nachdrücklichen Bemühungen 
haben dazu beigetragen, der deutschen Textilindustrie nicht 
unbeträchtliche Exportmöglichkeiten in die osteuropäischen Län- 
der zu eröffnen. 


2. Muß man annehmen, daß die Schwierigkeiten, die für unsere 
exportierenden Textilbetriebe aus der Währungspolitik ent- 
stehen, aus dem gleichen Grunde bewußt in Kauf genommen 
werden, oder wie stellt sich die Bundesregierung eine Abhilfe 
dieser Schwierigkeiten vor? 
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Wie bereits unter Nummer 1 erläutert, trifft es nicht zu, daß die 
Bundesregierung bewußt Schwierigkeiten speziell für die expor- 
tierenden Textilbetriebe in Kauf genommen hat. 
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Von den Auswirkungen der währungspolitischen Maßnahmen 
ist die deutsche Textilindustrie nicht stärker betroffen als andere 
Zweige der deutschen Exportwirtschaft. Was die Exporte von 
Textilerzeugnissen in die USA anbetrifft, so dürfte sich die Lage 
der Textilindustrie durch die inzwischen angekündigte Aufhe- 
bung der Importabgabe der USA speziell für diese Erzeugnisse 
spürbar verbessern. 

Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, 
im Hinblick auf die währungspolitische Situation besondere 
Hilfen für die Textilindustrie zu gewähren. 

Die Bundesregierung bleibt jedoch in den internationalen Ver- 
handlungen bemüht, so bald wie möglich wieder zu festen, 
realistischen Wechselkursen zu gelangen, was jedoch nur im 
Rahmen einer internationalen Neuregelung des Paritäten- 
systems geschehen kann. Sie hofft, daß sich alle Länder mög- 
lichst bald zu dem hierfür notwendigen Kompromiß bereit- 
finden. 


3. Wie stellt sich die Bundesregierung die weitere Entwicklung 
in solchen Gebieten vor, in denen bis zu 50 ®/o der Industrie- 
beschäftigten in der Textilindustrie arbeiten und in denen 
keine Ersatzarbeitsplätze zur Verfügung stehen? 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sieht neben der Förderung von 
Gebieten, deren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bundes- 
durchschnitt liegt, oder erheblich darunter abzusinken droht, 
auch die Förderung solcher Gebiete vor, „in denen Wirtschafts- 
zweige vorherrschen, die von dem Strukturwandel in einer 
Weise betroffen oder bedroht sind, daß negative Rückwirkungen 
auf das Gebiet in erheblichem Umfang eingetreten oder abseh- 
bar sind". 

Damit wird im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförderung, die 
von der Bundesregierung zusammen mit den Ländern in der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" durchgeführt wird, ein wesentlicher Beitrag zur 
Auflockerung einseitiger struktureller Orientierungen in be- 
stimmten Gebieten geleistet. 

Was die generelle Beschäftigungslage in der Textilwirtschaft 
anbetrifft, so ist diese gegenwärtig durchaus nicht besorgnis- 
erregend. Im Oktober dieses Jahres entfielen auf 8236 Arbeits- 
lose 26 137 offene Stellen. Die Zahl der Gastarbeiter ist in- 
zwischen auf 180 000 angestiegen. Der Auftragseingang in der 
Textilindustrie (Januar bis September 1971 zu 1970: + 17,2 Vo; 
gesamte Industrie: + 3,2 Vo) ist z. Z. außerordentlich günstig. 
Bei dieser Situation ist eine akute Gefährdung von Arbeits- 
plätzen nicht zu erkennen. 
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4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Textilindustrie in 
der Bundesrepublik mit ihrer Leistungssteigerung an der 
Spitze führender deutscher Industriezweige steht? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Arbeitsproduktivität 
in der Textilindustrie in den letzten Jahren stärker zugenom- 
men hat als im Durchschnitt der gesamten Industrie. Absolut 
gesehen liegt die Textilindustrie mit der Wertschöpfung je Be- 
schäftigten jedoch nicht an der Spitze der Industriezweige. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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